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Am 26. Juli 1953 begann die kubanische Revolution
 

Havanna/Frankfurt am Main, 24. Juli 2024 – Armut und Hunger, Ein-Parteien-Herrschaft
statt Meinungsfreiheit und Flucht aus Perspektivlosigkeit sind Alltag auf Kuba. Sieben
Jahrzehnte nach dem Beginn der Revolution am 26. Juli 1953 ist die Menschenrechtslage
auf dem Inselstaat katastrophal. Die Internationale Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM)
kritisiert die massiven Menschenrechtsverletzungen durch das Castro-Regime. Aktuell sind

71 JAHRE KUBANISCHE REVOLUTION

Die kubanische Revolution, die im Jahr 1953 begann, stürzte eine diktatorische Regierung
und ersetzte sie durch die Diktatur der Castro-Brüder. Dissidenten werden heute wie
damals auf Kuba systematisch verfolgt, willkürlich verhaftet und verurteilt. Die prekären
Lebensumstände in dem Inselstaat haben sich durch die Corona-Pandemie weiter
verschlechtert. Foto: Cristhoffer Alquinga, CC-BY-SA-4.0

 

 

IGFM: Auf Revolution folgen Gefängnis, Armut und Flucht
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über 1.100 Menschen aus politischen Gründen inhaftiert.

Die kubanische Revolution, die im Jahr 1953 auf Kuba begann, stürzte eine diktatorische
Regierung und ersetzte sie durch eine neue Diktatur. Dissidenten werden heute wie damals
auf Kuba systematisch verfolgt, willkürlich verhaftet und verurteilt. Die prekären
Lebensumstände in dem Inselstaat haben dazu geführt, dass in den Jahren 2021 bis 2023
etwa 10 Prozent der Bevölkerung die Insel verlassen haben. „Die vor 71 Jahren begonnene
Revolution konnte die Lebensumstände der kubanischen Bevölkerung nicht verbessern.
Neben Verarmung und Mangelwirtschaft ist Verfolgung und jahrelange Haft für
Regimegegner trauriger Alltag. Auf eine Diktatur folgte die nächste, die
Menschenrechtslage ist weiterhin katastrophal“, kritisiert Edgar Lamm, Vorsitzender der
IGFM.

Mangel und steigende Preise

Mit der Corona-Pandemie verschärfte sich die prekäre Situation auf der Insel. Seitdem
häufen sich Ausfälle der Stromversorgung und die Preise für Lebensmittel und Medizin
steigen kontinuierlich. Am 11. Juli 2021 begannen landesweite Demonstrationen der
Bevölkerung. Die größtenteils friedlichen Proteste wurden durch die Staatsmacht
gewaltsam niedergeschlagen, tausende Personen wurden inhaftiert und anschließend in
unfairen Gerichtsverfahren zu unverhältnismäßig hohen Haftstrafen verurteilt.

Aktuell sind 1.117 Menschen aus politischen Gründen in kubanischen Gefängnissen
inhaftiert (Stand Juni 2024). Erst vor kurzem berichtete die IGFM zusammen mit Prisoners
Defenders (PD) über das jüngste Urteil der UN-Arbeitsgruppe für willkürliche
Inhaftierungen (WGAD). Darin stellt die Arbeitsgruppe eklatante Rechtsverstöße und
systematische Willkür bei der Inhaftierung von 17 Personen auf Kuba fest, die an den
Demonstrationen teilnahmen.

Zur Pressemitteilung anlässlich des Urteils der WGAD

Die IGFM fordert die sofortige Freilassung des Deutsch-Kubaners Luis Frómeta Compte und
die aller politischen Gefangenen. Dazu zählen unter anderem Sissi Abascal, Walnier Luis

https://www.igfm.de/kuba-systematische-anwendung-willkuerlicher-verhaftungen/
https://www.igfm.de/luis-frometa-compte/
https://www.igfm.de/politische-gefangene-kuba/
https://www.igfm.de/sissi-abascal/
https://www.igfm.de/walnier-luis-aguilar-rivera/
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Aguilar Rivera, Luis Manuel Otero Alcántara, Aymara Nieto, Felix Navarro, José Daniel
Ferrer-García, Yandier García Labrada.

Ein-Parteien-Herrschaft seit Jahrzehnten

Am 26. Juli 1953 versuchte eine Gruppe Aufständischer um Fidel Castro, den damaligen
Staatspräsidenten Fulgencio Batista zu entmachten. Auch wenn die Rebellion in Santiago de
Cuba damals scheiterte, gilt der Tag nach wie vor als Beginn der kubanischen Revolution.
Auf die Diktatur Batistas folgte schließlich die diktatorische Herrschaft Fidel Castros. Mit
dem Rücktritt des Bruders Raúl Castro ist seit 2018 Miguel Díaz Canel Präsident des Staats-
und Ministerrats von Kuba. Seit 2021 ist er zudem Erster Sekretär der Kommunistischen
Partei Kubas (PCC), welche laut Verfassung die einzig erlaubte politische Kraft ist.

Die Menschenrechtssituation in Kuba

Tweets by IGFM_DE
Aktuelle Pressemitteilungen der IGFM

1004,
2025

Tag der politischen Patenschaften | 8. April 2025

Am heutigen Tag der politischen Patenschaften ruft die IGFM die engagierten Patinnen und
Paten auf, auf politische Gefangene aufmerksam zu machen. Das öffentliche Engagement
der gewählten Volksvertreter bietet Schutz für unschuldig Inhaftierte, da viele Regime ihren
internationalen Ruf wahren wollen.

704, 2025

https://www.igfm.de/walnier-luis-aguilar-rivera/
https://www.igfm.de/luis-manuel-otero-alcantara/
https://www.igfm.de/aymara-nieto-munoz/
https://www.igfm.de/felix-navarro/
https://www.igfm.de/jose-daniel-ferrer-garcia/
https://www.igfm.de/jose-daniel-ferrer-garcia/
https://www.igfm.de/yandier-garcia-labrada/
https://www.igfm.de/kuba
https://twitter.com/IGFM_DE?ref_src=twsrc%5Etfw
https://www.igfm.de/tag-der-politischen-patenschaften-8-april-2025/
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Appell: Beauftragten für Religionsfreiheit stärken

Die IGFM sieht auch in einer zukünftigen schwarz-roten Koalition das Amt des Beauftragten
für Religionsfreiheit als wesentliches Element der deutschen Außenpolitik an und appelliert
daher an die sich formierende Bundesregierung, das Amt des Beauftragten für
Religionsfreiheit zu stärken.

604, 2025

IGFM trauert um Rechtsanwalt Vladimir Nowitski

Die IGFM trauert um ihren langjährigen Mitarbeiter Vladimir Nowitski, der in der Nacht
vom 3. auf den 4. April 2025 verstarb. Schon 2012 warnte der Jurist in seiner Analyse des
damals eingeführten Gesetzes „Über ausländische Agenten“ vor einer Rückkehr in
stalinistische Zeiten.

204, 2025

53. IGFM-Jahrestagung im März 2025

Zur 53. Jahrestagung der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) am 29.
und 30. März unter dem Motto "Demokratiebewegungen stärken - Diktaturen überwinden"
kamen Hunderte IGFM-Mitglieder, Freunde und Interessierte in Bonn zusammen.

2903,

https://www.igfm.de/beauftragten-fuer-religionsfreiheit-staerken/
https://www.igfm.de/igfm-trauert-um-rechtsanwalt-vladimir-nowitski/
https://www.igfm.de/53-jahrestagung-maerz-2025/
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2025

Jahrestagung: Demokratie stärken – Diktaturen überwinden

Internationale Menschenrechtsexperten diskutieren globale Bedrohungen für Demokratie
und Menschenrechte bei der diesjährigen Jahrestagung der IGFM. In einer Zeit
zunehmender autoritärer Tendenzen weltweit appellierte der ehemalige litauische
Außenminister Gabrielius Landsbergis eindringlich an die Verantwortung demokratischer
Gesellschaften.

Weitere Meldungen

https://www.igfm.de/jahrestagung-2025-igfm-demokratie-staerken/
https://www.igfm.de/news-presse/

